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Antrag 

der Abgeordneten Andreas Grutzeck, Christin Christ, Antje Möller-Müller,  
Silke Seif, Dr. Kaja Steffens (CDU) und Fraktion 

zu Drs. 23/232 

Betr.: Bessere Chancen für Obdachlose – Senat darf bei medizinischer Ver-
sorgung Obdachloser nicht weiter im Blindflug ohne jegliches soziales 
und sicherheitspolitisches Gespür unterwegs sein 

„Da ein Obdachloser in einem Wagon dieser S-Bahn leider verschiedene Körperflüs-
sigkeiten verteilt hat, fällt diese Bahn leider aus.“ Sätze wie diese sind zwar selten, 
kranke Obdachlose, die in den Hamburger Bahnen schlafen, sind hingegen Alltag. 
Auch das von Hinz&Kunzt kritisierte Bettelverbot besteht nur auf dem Papier und Bit-
ten um Geld durch Obdachlose an Passanten führen durchaus zu bedrohlichen Situa-
tionen, denn auch ohne die Ergebnisse der im Frühjahr 2024 erfolgten Gesundheits-
befragung von Obdachlosen wissen wir, dass die Zahl der psychisch erkrankten oder 
suchtkranken Obdachlosen in Hamburg zunimmt und zwar dramatisch. Sie machen 
inzwischen einen beachtlichen Anteil unter den bald 4.000 Obdachlosen in der Stadt 
aus. Die Zahl, eine Verdoppelung gegenüber der letzten Befragung von 2018, ist  
immerhin ein bereits veröffentlichtes Teil-Erkenntnis der Befragung vom Frühjahr 
2024. 

Man muss sich beispielsweise nur die Situation am Hauptbahnhof mit unzähligen 
suchtkranken Menschen angucken, um zu sehen, wie dramatisch die Lage ist. Und 
genau aus diesem Grund ist der vorliegende Antrag von Rot-Grün ein Armutszeugnis. 
Die Auswertung der Befragung zur gesundheitlichen Situation bis zum 30. September 
2025, eineinhalb Jahre nach Durchführung der Befragung, vorlegen zu lassen, macht 
deutlich, dass die neuen Koalitionäre keinerlei soziales und auch sicherheitspoliti-
sches Gespür haben.  

Blickt man in den Koalitionsvertrag findet man fast die gleichen Zusagen im Bereich 
Bekämpfung der Obdachlosigkeit wie im Vertrag davor. Es ist nicht so, dass bei-
spielsweise die Neukonzeption Straßensozialarbeit nicht angefangen worden wäre, 
aber nach einer Evaluation, einem Arbeitskreis und Überlegungen wurde zwar schon 
viel Geld ausgegeben, aber nichts umgesetzt, geschweige denn erreicht. Es ist also 
nicht so, dass der Senat kein Geld investieren würde. Der Betrag steigt sogar ständig. 
Drs. 23/98 nennt für das Jahr 2025 sagenhafte 50,8 Millionen Euro. Im Jahr 2024 
waren noch 37,7 Millionen Euro geplant. Aber bei der Verwendung der Gelder agiert 
der Senat weder mit Herz noch Verstand. Security und Verwaltung verbrauchen riesi-
ge Beträge, ohne dass nur ein Obdachloser von der Straße gekommen ist. Geld effi-
zient einzusetzen, das ist auch schwierig, wenn man beispielsweise die Zahlen einer 
Gesundheitsbefragung über eineinhalb Jahre nicht vorliegen hat. Aber auch wenn 
Analysen vorliegen, dauert alles ewig; die Repsoldstraße ist hier ein Fanal für die 
Handlungsfähigkeit des Senats, denn auch in dem rund 18 Millionen Euro teuren  
Gebäude (Betrag ist nicht in den genannten Millionen-Ausgaben enthalten) ist nach 
einem Jahr nichts eröffnet. In der Zwischenzeit sterben Menschen auf der Straße und 
Hamburger fühlen sich nicht nur in ihren Bahnen nicht mehr wohl. Die medizinische 
Versorgung der Obdachlosen wiederum nötigt der Senat überwiegend Ehrenamtlichen 
auf und lässt Hamburgs Krankenhäuser auf den Rechnungen für die Behandlung  
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Obdachloser sitzen, da für die Erstattung der Kosten die Nennung eines Wohnortes 
und Namens notwendig ist. 578 Rettungswageneinsätze alleine im Rahmen WNP 
2024/2025 sprechen eine deutliche Sprache: Ein RTW-Einsatz kostet aktuell rund  
800 Euro plus Behandlung im Krankenhaus.  

Die Bürgerschaft möge daher beschließen: 

Der Senat wird ersucht,  

1. die für Herbst 2024 zugesagte Auswertung der Gesundheitsfragen vom Frühjahr 
2024 sofort vorzulegen und zusammen mit den in der Obdachlosenhilfe engagier-
ten Hilfsorganisationen ein Konzept zur besseren und effizienteren Koordination 
der medizinischen Angebote für Obdachlose zu erstellen;  

2. hierfür vorab die aktuell vorhandenen medizinischen Angebote samt Kapazität 
und den dort vorhandenen Problemen zu ermitteln und nach Ermittlung des Ist-
Standes deutlich zu machen, was das Mindestangebot sein muss, um eine Ver-
elendung auf Hamburgs Straßen zu verhindern, und gleichzeitig deutlich zu  
machen, was Hamburg darüber hinaus leisten kann und bei welchen Kosten  
finanzieren will;  

3. die Erstattung bei Behandlung mittelloser Notfallpatienten nach § 25 SGB XII so 
niedrigschwellig zu gestalten, dass Krankenhäuser nicht infolge überbordender 
Bürokratie und nicht zu erfüllender Vorgaben vor Behandlungen zurückschre-
cken.  

4. das Entlassmanagement mit den Kliniken so zu verbessern, dass Obdachlose 
nicht wie im Winter 2024 bei Nacht und Nebel vor der Klinikzufahrt abgestellt 
werden und hierbei auch die Bedarfe der Kliniken zu berücksichtigen, da kranke 
Obdachlose, die orientierungslos durch die Krankenhausflure laufen, das sowieso 
wenige und überlastete Personal binden, keine Option sind; 

5. zu prüfen, inwiefern die gezielte Behandlung akut-, psychisch- und sucht-kranker 
Obdachloser in einer eigenen, von einem Klinikbetreiber geführten Einrichtung die 
Kliniken insgesamt entlasten würde, auch um als Nebeneffekt die Versorgung der 
Hamburger Versicherten effizienter zu gestalten;  

6. die Koordination der medizinischen Angebote im Referat SI 31 „Öffentliche  
Unterbringung, niedrigschwellige Hilfen, Zuwanderung aus der EU“ anzusiedeln 
und hier vor allem die Möglichkeiten der Erreichbarkeit der Angebote und die 
Kommunikation untereinander auf Arbeitsebene zu organisieren; 

7. der Hamburgischen Bürgerschaft bis zum 31. Oktober 2025 zu berichten. 


